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Wiebei vielen
Propagan-
distinnen
einer zeitigen
Mutterschaft
wird auch
für sie das
Alter 35 zur
Klippeder
Fruchtbarkeit.

Es gibt nicht viele Gebiete, in denen
die Gesellschaft der Frau Allmacht
zutraut. BeimKinderkriegen tut sie
es. Genauer: Bei einemTeilaspekt

der Fortpflanzung, bei der Fruchtbarkeit.
Egal ob imNorden oder Süden, imOsten
oderWesten – überall auf derWelt ist die
Frau verantwortlich, wenn die Bevölkerung
entweder explodiert oder überaltert.
Sofort ist dann der Staat zur Stelle, um die
Frauen aufzuklären, wie sie zu verhüten
oder wann undwie oft sie am besten
schwanger zuwerden haben.
China hat jüngst angekündigt, die Zahl der

Abtreibungen reduzieren zuwollen, um die
Folgen seiner Einkindpolitik zu korrigieren.
In Italien und Ungarn begnügtman sich

damit, an den Familiensinn der Frauen zu
appellieren und Kinderprämien zu zahlen,
um den Geburtenrückgang umzukehren.
Und überall sonst predigtman jungen
Frauen gern, dass ihre Fruchtbarkeit nach 35
rapide abnehme. Das Reproduktionsschick-
sal aller Herren Länder scheint in Frauen-
hand zu liegen, gerade so, als obMännermit
der Fortpflanzung nichts zu tun hätten.
DieseWoche hat Dorothy Byrne, die neue

Präsidentin des Frauencolleges an der Cam-
bridge-Universität, angekündigt, künftig
Fruchtbarkeitslektionen in ihren Lehrplan
aufzunehmen. Denn die Studentinnen, so
mahnte die 69-Jährige, sollten vor lauter
Schulstress und Karriereplanung nicht ver-
gessen, ein Baby zu bekommen.
Dass ihre Zöglinge dafür auch Lust, Geld

und einenMann brauchen, im besten Fall
einen, der imAlltagmithilft, unterschlägt die
Präsidentin. Undwie bei vielen Propagandis-
tinnen einer zeitigenMutterschaft wird auch
für sie das Alter 35 zur Klippe der Fruchtbar-
keit. Als Demarkationslinie, hinter der die
Chance auf ein Baby zu einer Art Lotterie
wird. Tatsächlich gelten Frauen jenseits der
35 als Spätgebärende, und in derMedizin

sprichtman von Risikoschwangerschaft.
Dabei ist längst bekannt, dass die oft kolpor-
tierte Zahl – 2004 imWissenschaftsjournal
«Human Reproduction» etabliert – auf einer
umstrittenen Datenbasis beruht: Untersucht
wurden in der weltweit noch immer am
häufigsten zitierten Studie zur Abnahme
der Fruchtbarkeit nämlich französische
Geburtseinträge von 1670 bis 1830. Sie haben
richtig gelesen: Die Berechnung, wonach ein
Drittel der über 35-jährigen Frauen Frucht-
barkeitsprobleme hat, basiert auf der Statis-
tik aus einer Zeit, in der es weder Elektrizität
noch Antibiotika, geschweige denn eine Kin-
derwunschmedizin gab.
Zwar gibt es nicht viele neuere Studien,

aber die wenigen, die existieren, zeichnen
ein wesentlich optimistischeres Bild. So
etwa hat eine Erhebung, die auf Daten von
heutigen Europäerinnen basiert, gezeigt,
dass die Fruchtbarkeit von FrauenMitte
dreissig und Ende zwanzig sich bloss um vier
Prozentpunkte unterscheidet, wenn sie ein
Jahr lang zweimal proWoche Sex haben.
Und die jüngste Langzeitstudie aus den USA
hat dieses Jahr gar bewiesen, dass die
Fruchtbarkeitsspanne der Frauen in den
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vergangenen sechzig Jahren um fast zwei
Jahre gewachsen ist.
Zeit also, den 35. Geburtstag von Frauen

genauso zu feiernwie den vonMännern.
Zwar sinkt diemännliche Fruchtbarkeit lang-
samer als die weibliche, aber auch sie beein-
flusst die Chance auf ein Baby. Die Guillotine
fällt bei beiden Geschlechtern aber nicht
Mitte dreissig. Das Schüren der Baby-Panik
sagtmehr über die gesellschaftlichen Bilder
von Familienplanung aus als über das Funk-
tionierenweiblicher Eierstöcke. Oder um es
mit einem Sketch der amerikanischen Komö-
diantin Tina Fey zu sagen: «Ladys, wenn Sie
zu den Frauen gehören, die denken, sie
müssten Karrieremachen, dann seien Sie
gewarnt: Die Fruchtbarkeit sinkt rapide. Und
zwar schon ab 27. Also bitte beeilen Sie sich
etwasmit der Karriere. Glauben Siemir, ich
hättemit 27 unbedingt Babysmachen sollen.
Ichwohnte in einem kleinenWG-Zimmer,
verdiente fast nichts, hatte keinen Partner.
Damals hätte es bestimmtwunderbar
geklappt. Und alle hätten sich gefreut.»

Ein
einheitliches
Schulmodell
kannkaum
denBedürfnis-
sen sowohl
traditioneller
Familien
als auch
arbeitender
Eltern gerecht
werden.

Gastkolumne

Wenn du eine private Lösung in
der Nähe hast, nutze sie»,
schlossmeine Bekannte ihren
Bericht zumKindergartenstart

ihres Sohnes. Entsetzt hatte ichmir ange-
hört, wie es demBuben ergangenwar: Im
ersten Kindergartenjahr dauert der Regel-
unterricht nur gerade von halb neun bis
zwölf Uhr – arbeitende Elternmelden ihre
Kinder daher imHort und zumMittagstisch
an.Wer vomHort dieselbe Betreuung erwar-
tet, die viele Kinder von den Kinderkrippen,
den Kitas, gewohnt sind, wird enttäuscht. So
fühlte sich auch der Sohnmeiner Bekannten
unwohl in einer Gruppemit Kindern, die bis
zu doppelt so alt warenwie er. Beim freien
Spiel packte er kurzerhand seine Sachen und
zog von dannen. Ein Passant brachte den
weinenden Jungen zur Polizei – imHort fiel
sein Fehlen erst eine Stunde später auf. Er sei
aber die ganze Zeit überwacht gewesen, ver-
sicherte einewenig schuldbewusste Leiterin
den aufgebrachten Eltern.
Diese Episode ist nun zwei Jahre her, und

ich habe inzwischen nochmehr Anekdoten
gesammelt von Kindergärtnern, die zwi-
schen Klassenzimmer undHort schlicht ver-
gessenwerden und in verkehrsreichen Quar-
tieren allein denWeg zum richtigen Schul-
haus findenmüssen. Natürlich gibt es
ebenso viele Erfolgsgeschichten, gemäss

deren das öffentliche Hortwesen tadellos
funktioniert und sich Kinder gut aufgehoben
fühlen. Doch beträfen die Negativbeispiele
private Einrichtungen, wären diesen längst
die Kunden davongelaufen.Wessen Kinder
im öffentlichen Hort schlecht betreut sind,
der wehrt sich oft nicht, sondern sucht resi-
gniert nach Alternativen – schliesslichmuss
das Kind ja noch einige Jahre in derselben
Schule zurechtkommen und soll nicht wegen
seiner schwierigen Eltern leiden.
Ohnehin kommtmit demKindergarten-

eintritt ein böses Erwachen für berufstätige
Eltern:Während diemediale Debatte den
Anschein erweckt, der Knackpunkt für die
Vereinbarkeit von Kind und Karriere seien
Krippenplätze, ist die eigentliche logistische
Meisterleistung erst danach gefragt. Zwar
kann die Suche nach einer guten Krippe Zeit
und Nerven kosten, doch nach erfolgreicher
Anmeldung hatman für rund viereinhalb
Jahre eine verlässliche Lösung. Spätestens
ein Jahr vor demWechsel ins öffentliche
Schulsystem ist die Herrlichkeit vorbei. Je
nachWohnort sitzt man bis EndeMai auf
Nadeln, welchemKindergarten das Kind
zugeteilt wird, um dannwieder zuwarten,
ob der Änderungsantrag erfolgreich ist. Krea-
tive Eltern nutzen schon imVorfeld gewisse
ideologische Tendenzen der Schulpflege und
drohen damit, ihr Kind jeweils mit demAuto
zu bringen, wenn es in einen entlegenen
Kindergarten kommt. An die Standort-
schliesst sich die Betreuungsfrage an, wobei
sich diemeisten dann ausgeliefert fühlen:
Innerhalb der bis zum Semesterstart verblei-
bendenWochen eine private Lösung zu
finden, ist oft ausgeschlossen.
Eigentlich wäre eine Reform überfällig,

doch so richtig will kein politischer Druck
entstehen. Linke zelebrieren dasModell Teil-

zeit arbeitender Eltern, die sich problemlos
die Kinderbetreuung aufteilen können,
während Konservative bei Tagesstrukturen
schnell DDR-Vergleiche anstellen und
gleichgeschaltete Staatskinder herbeiphan-
tasieren. Die Konsequenz ist eine soziale
Segregation:Wer es sich leisten kann,
meidet den öffentlichen Hort, mitunter
auch die Volksschule. Tatsächlich kann ein
einheitliches Schulmodell kaumden Bedürf-
nissen sowohl traditioneller Familien als
auch arbeitender Eltern gerecht werden. Die
Lösung liegt auf der Hand: die freie Schul-
wahl.Wer sein Kind an eine Privatschule
schickenmöchte, erhält vom Staat jenen
Betrag, den der öffentliche Schulbesuch
kostenwürde.
Doch über achtzig Prozent der Zürcher

Stimmbürger lehnten 2012 eine entspre-
chende Initiative ab. Mehrkosten, eine dro-
hende Zweiklassengesellschaft und die
angebliche Reduktion von Bildung zurWare
lauteten die Argumente, die noch heute
gegen die freie Schulwahl vorgebracht
werden. Dabei liessen sich viele von diesen
mit einer geschickten Ausgestaltung des
Vorhabens entkräften. Damit eine Privat-
schule in den Genuss öffentlicherMittel
käme, dürfte sie beispielsweise keine
Zuschussfinanzierung von den Eltern ver-
langen.Wird diesmit einem Losverfahren
bei zu vielen Bewerbungen um einen Schul-
platz kombiniert, hätten auch finanzschwa-
che Familien eine echteWahlmöglichkeit.
Vielleicht ist die Zeit bald reif für einen Neu-
anlauf zugunsten dieses Anliegens – und
vielleicht würden dann auch Reformen in
der Volksschule angepackt.

Claudia Franziska Brühwiler lehrt an der
Universität St. Gallen Amerika-Studien.

Wärediefreie
Schulwahl
amEndenicht
viel fairer?

DieTagesstrukturen inunseren
Schulen sindeinhalbherziger
Kompromiss.Damit fördern sie
letztlichdie soziale Segregation
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Als der «Tages-Anzeiger» kürzlich
unter demTitel «Pandora
Papers» Enthüllungen über die
internationale Industrie der

Steueroptimierung publizierte, war die
Hoffnung spürbar, dass daraus ein Skan-
dal entstünde. Dennmit einem Skandal
bringen dieMedien die Politik am ehes-
ten auf Trab, weil sich hier gute Profi-
lierungsmöglichkeiten für Politikerinnen
und Politiker bieten.
Doch damit aus einer Enthüllung ein

Skandal wird, braucht es den Support
andererMedien. In diesem Fall machte
SRF kräftigmit, wie einer seiner Online-
artikel zeigt. Bereits in den ersten zwei
Sätzen tauchen die Reizwörter «Empö-
rung», «erschüttert», «Skandal», «zweifel-
haft», «anheizen» und «Steuer-Schlupf-
löcher» auf. Die übrigenMedien berichte-
ten dagegenmit grösserer Zurückhaltung,
das Haus NZZ leuchtete die Hintergründe
dieser internationalen Kampagne aus. Die
«Weltwoche» stellte sich auf den Stand-
punkt, es handle sich um eine substanz-
lose Pseudo-Aufregung. Es reichte nicht
für einen grossen Skandal.
EinigeWochen vorher waren die Rollen

umgekehrt. Die «Weltwoche» sehnte sich
nach dem Skandal, umBundesrat Alain
Berset aus demAmt zu vertreiben. Die
amourösen Eskapaden des Gesundheits-
ministers wurden erst nach Kräften
skandalisiert. Dann rechnete dasWochen-
blatt unter demTitel «Das Kartell des
Schweigens»mit den anderenMedien ab,
die angeblich von Bersets Verirrungen
gewusst, aber darüber nicht geschrieben
hätten. Das ist allerdings falsch, haben
doch alle anderenMedien das Thema
aufgegriffen. Doch sie beurteilten die
Sache nicht als dramatisch, amwenigsten
der «Tages-Anzeiger». Die Folge: Kein
grosser Skandal, Berset bleibt.
Was zeigt: Es ist nicht einfach, in der

Schweiz einen grossen Skandal zu insze-
nieren, weil derWettbewerb unter den
Medien immer noch funktioniert.

Medienkritik

Wieausder
Enthüllungein
Skandalwird
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Ein Bericht des Bundesrates zeigt: Schafft es die
Schweiz weiterhin nicht, ein Abkommen mit der EU
abzuschliessen, könnte der Strom bald knapp werden.
Vertreter der Energiebranche legen nun einen Vorschlag
vor, um die Situation langfristig zu entschärfen. Sie
wollen über die nächsten Jahre und Jahrzehnte Hun-
derte kleiner Gaskraftwerke errichten, die im Notfall
einspringen können. Ziel ist es, diese Anlagen raschest-
möglich mit Biogas zu betreiben, das etwa aus Grün-
abfällen gewonnen wird. Längerfristig lassen sich
Brennstoffe wie etwa Wasserstoff einsetzen, die mit
Wind- und Solarstrom hergestellt werden. Damit soll
sichergestellt werden, dass wir nicht eine Abhängigkeit
gegen eine noch schlimmere eintauschen: Jene von der
EU gegen jene von Putins Wille, genug Gas nach Europa
zu liefern. Allerdings werden wir künftig auch einen
guten Teil der umweltfreundlichen Brennstoffe impor-
tieren müssen. Die derzeitige Energiekrise sollte uns
darum etwas lehren: Die Schweiz wird weiter aufs Aus-
land angewiesen sein. Die Autarkie bleibt eine nicht
finanzierbare Schimäre. Aufgabe der Energiepolitik ist
es, die mit der Auslandabhängigkeit verbundenen Risi-
ken so klein wie möglich zu halten. Das Konzept für den
Bau kleiner Gaskraftwerke ist dafür ein pragmatischer
Ansatz, der eine Chance verdient. JürgMeier

EinAlleingangderSchweiz
ist eine Illusion

Energieversorgung

«Vertieftes Sondieren» haben die voraussichtlichen
Regierungspartner in Deutschland ihre gemeinsamen
Sitzungen genannt. So viel Behutsamkeit und gegen-
seitigen Respekt legen Grüne, Liberale und Sozialdemo-
kraten bei öffentlichen Auftritten an den Tag, dass man
glauben mag, ihre Gespräche hinter verschlossenen
Türen seien in Wahrheit eine Art gruppentherapeuti-
sche Treffen, wo die Teilnehmer ihre wichtigsten politi-
schen Anliegen vortanzen und sich anschliessend
erzählen, wie sie sich dabei fühlten. Kein Ampel-Bünd-
nis, sondern eine Koalition der rohen Eier scheint hier
zu entstehen. Die Psychologie ist schnell erklärt: Erst-
mals wollen drei Parteien eine deutsche Regierung
bilden, das kompliziert die Sache. Und in dieser
Ménage-à-trois sind ausgerechnet die zwei gegensätz-
lichen Parteien – die Grünen und die FDP – der Motor.
Jeder hat Abstriche an seinen Forderungen gemacht
und im Gegenzug etwas erhalten: Mindestlohn und
Kohleausstieg, dafür kein Tempolimit und keine Ver-
mögenssteuer. Auf dieser Basis soll die Ampel-Koalition
funktionieren. Ob die neue Behutsamkeit die Tages-
politik überlebt, ist fraglich. Man kann keine Omelette
backen, ohne Eier zu zerschlagen.Markus Bernath

EineKoalitionder rohenEier
findet zueinander

Deutschland

Die Operation Libero sieht sich gerne als offene, liberale
und fortschrittliche Bewegung – als Community, wie
sie es nennt. Stark ist darum der Kontrast zum eigenen
Handeln: Über Nacht hat der Vorstand die grünliberale
Sanija Ameti zur neuen Co-Präsidentin ernannt. Dem-
gegenüber entscheiden bei jeder etablierten politischen
Partei die Delegierten. Es erstaunt, dass ausgerechnet
die Bestimmung des neuen Libero-Aushängeschilds
nicht genau so demokratisch erfolgte. So bleibt offen,
ob die Community wirklich eine Frau an ihrer Spitze
will, die selber auch parteipolitisch aktiv ist. Künftig
werden wohl einige die Liberos nicht mehr durch die
rosa Brille anschauen, sondern mit einem grünliberalen
Mäntelchen wahrnehmen.René Donzé

FehlendeDemokratie
OperationLibero

Neue gesellschaftliche Themen
bewegen nicht nur Politiker und
Medien, sondern auch die Wirt-
schaft. Das gilt für den Umwelt-

schutz ganz allgemein und für die Klimakrise
im Besonderen. Neue Kürzel kommen in
Mode, so etwa die ESG (Environmental
Social Governance), die als Kategorie dient,
um die CSR (Corporate Social Responsibility)
eines Unternehmens zu beurteilen. Die
Firmen verhalten sich natürlich dabei nicht
uneigennützig. Gerade in der Finanzbranche
kann mit diesen neuen Trends gutes Geld
verdient werden.

Beliebt bei Anlegern sind zum Beispiel
«Green Bonds», deren Erlöse zur Finanzie-
rung von Umweltschutzprojekten verwendet
werden, sowie «ESG Investments». Die
Unternehmungen sind jedoch nicht immer
überzeugt von ihrem eigenen Engagement,
dann lassen sie sich ein grünes Mäntelchen
umhängen («Greenwashing»). Ihre PR-Abtei-
lungen sind dann damit beschäftigt, das
Trennende zwischen Realität und Lippen-
bekenntnis zu verwedeln. Es kann nicht
bestritten werden, dass zunehmend eine
Ökologisierung der Ökonomie stattfindet.

Dass die Wirtschaft Umweltzerstörungen
verursachen kann, dürfte heute wohl jeder-
mann begriffen haben, selbst die Mitglieder
der «Flat Earth Society». Wir alle sind ent-
setzt, wenn in der «Tagesschau» ökologische
Schädigungen gezeigt werden (Kohlekraft-
werke in Deutschland, Staudämme in China,
Abholzungen im Amazonasgebiet), und zwar
selbst dann, wenn sie ökonomisch begründ-
bar sind. Eine Korrektur dieser Schäden
erscheint darum vielen dort besonders
erfolgversprechend, wo die Finanzierung der
Projekte erfolgt, also bei den Banken.

Die ökologische Bewertung der Kredit-
vergabe zeigt sich heute im Grenzbereich der
Freiwilligkeit, er dürfte aber in naher Zu-
kunft – begleitet von medialer Unterstützung
– erheblich zunehmen. In der Klimadebatte
werden Banken vermehrt durch teils aktivis-
tische Organisationen wie «Rise up for

Change» unter Druck gesetzt, ihre Kredit-
tätigkeiten ökologisch zu fokussieren, nach
dem Motto:«Kein Geld für Umwelt- und
Klimasünder». Was ist von solchen Forde-
rungen zu halten? Oder anders gefragt: Sol-
len die Banken das Klima retten?

Politisch korrekt – und vermutlich mit
dem Applaus vieler Medien verbunden –
wäre nur eine Antwort der Banken («Ja,
natürlich»), selbst wenn das aktuelle Recht
dies (noch) nicht zwingend vorschreibt.
Möglich ist dies heute immerhin durch
Selbstregulierungen; in Deutschland etwa
haben letztes Jahr 16 Banken eine Selbst-
verpflichtung unterzeichnet, wonach sie
den Klimaschutz bei ihren Finanzierungen
berücksichtigen wollen, und einige Schwei-
zer Banken publizierten eigene Klimastrate-
gien. Doch passt das wirklich?

Banken haben bei ihren Darlehensverga-
ben, natürlich nebst der eigenen Reputation,
zwei traditionelle Kriterien im Auge zu
behalten: auf der einen Seite das Ausfall-

risiko des potenziellen Kreditnehmers sowie
auf der anderen Seite die Gesetzeskonformi-
tät der Finanzierung (als zentral erweisen
sich daher das «Risk Management» und die
«Legal Compliance»). Beide Kriterien sind
komplex und kostenintensiv, was wichtig
scheint, weil die Banken keine Wohlfahrts-
unternehmen sind, vielmehr gilt: «The Busi-
ness of Business is Business.»

Ethisch entscheiden zu wollen, was unter
gesellschaftlichen Aspekten gut (Kredit: ja)
oder schlecht (Kredit: nein) qualifiziert wird,
übersteigt eindeutig die Kompetenzen von
Banken, die ohnehin keine Sozialkontrolle
vornehmen sollten. Den ausschlaggebenden
Massstab für Banken sollte allein das Recht
geben, da sonst die Vorhersehbarkeit und
Planbarkeit von Finanzierungen und nicht
zuletzt die Rechtssicherheit leiden würden.

Ausserdem: Welche ökologischen und
sozialen Kriterien sollten als Grenzen für
Bankdarlehen gelten? Sollen eine Klimastra-
tegie oder ein maximaler ökologischer Fuss-
abdruck eines allfälligen Darlehensnehmers
den Ausschlag geben? Oder soll die Bank
beim potentiellen Kreditnehmer berücksich-
tigen, ob alle Geschlechter adäquat im
Verwaltungsrat vertreten sind? Oder ob ein
über das Gesetz hinausgehender gross-
zügiger Elternurlaub gewährt wird? Ist die
Möglichkeit von Teilzeitarbeit ein Kriterium
für die Kreditvergabe? Meine Antwort lautet:
Nein, Banken können und sollen keine ESG-
Moralpolizei sein.

Das Einprügeln auf Banken scheint seit
einigen Jahren ein beliebtes Thema der
Politik, der Medien sowie der Zivilgesell-
schaft zu sein. Das kann bei den leider allzu
häufigen Gesetzesverletzungen auch durch-
aus angebracht sein. Darüber hinaus beste-
hen indes keine weitergehenden (morali-
schen) Pflichten. Das Ziel der Banken muss,
etwas trivialisiert, die Rendite sowie die
Legalität ihrer Tätigkeiten sein. Banken sind
hingegen keine Retter des Weltklimas, diese
Aufgabe hat in erster Linie die Politik wahr-
zunehmen – und wir alle!

DerexterneStandpunkt

DerDruckaufdieFinanzbranche steigt,mitKreditvergabennach
moralischenKriteriendieWelt zuverbessern.DieseAufgabe fällt indes
nichtderÖkonomie zu, sondernderPolitik, findetPeterV.Kunz

DieBankenkönnendasKlima
nichtretten

Chappatte

PeterV.Kunz

Peter V. Kunz, 56, ist ordentlicher Professor
für Wirtschaftsrecht und für Tierrecht
an der Universität Bern. Sein Spezialgebiet
ist das Aktienrecht. Kunz war von 2015 bis
2020 auch Dekan der juristischen Fakultät.
Ausserdemwirkt er als geschäftsführen-
der Direktor am Institut für Wirtschafts-
recht der Universität Bern.


